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(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundesre-
gierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der AU/UN-Hy-
brid-Operation in Darfur (UNAMID) auf 
Grundlage der Resolution 1769 (2007) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
vom 31. Juli 2007 und folgender Resoluti-
onen, zuletzt 2296 (2016) vom 29. Juni 2016

Drucksachen 18/10189, 18/10549

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8.  Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 18/10550

Über diese Beschlussempfehlung – das habe ich schon 
angekündigt – werden wir später namentlich abstimmen. 

Ich bitte, zum Zweck der Beratungen die Plätze einzu-
nehmen und die Gespräche auf die hinteren Bereiche zu 
konzentrieren.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. – Widerspruch 
erhebt sich keiner. Dann ist das somit beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner das Wort dem Kollegen Jürgen Coße für die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Jürgen Coße (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

ist meine erste Rede als Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages.

(Beifall)

Es ist für mich ein Privileg und eine Herausforderung zu-
gleich, eine Herausforderung vor allem deswegen, weil 
ich vor vier Monaten noch nicht über eine deutsche Be-
teiligung an Friedensmissionen zu entscheiden hatte. 

Hier geht es um eine gemeinsame Friedensmission 
von Vereinten Nationen und Afrikanischer Union, kurz 
UNAMID. Und egal was wir gleich hören werden: Nie-
mand meiner Kolleginnen und Kollegen macht sich die 
Entscheidung über den Einsatz deutscher Soldaten oder 
Polizisten im Ausland leicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Aber was ist unsere Herausforderung hier im Vergleich 
zum Überlebenskampf, den viele Menschen weltweit 
täglich führen? So auch die Menschen im Westen des 
Sudan. Die 300 000 Todesopfer des Konflikts in Darfur 
haben diesen Kampf bereits verloren. Die 2,6 Millionen 
Binnenvertriebenen führen diesen Kampf immer noch. 

Wie sich dieser Überlebenskampf anfühlt, beschreibt 
ein Binnenvertriebener in Darfur so:

Niemand auf der Welt kümmert es, ob wir überle-
ben, außer Gott und manchmal UNAMID.

Das Zitat beschreibt zum einen, wie weit der Konflikt 
dem Radar der Weltöffentlichkeit entrückt ist, und zum 
anderen zeigt es, dass die Blauhelme Zivilisten schützen, 
aber leider nicht immer und überall; denn diese Friedens-
mission hat mit besonders schwierigen Bedingungen zu 
kämpfen. Sie ist eine gemeinsame Aufgabe für die Afri-
kanische Union und die Vereinten Nationen. Das heißt, 
sie muss drei stark gegensätzliche Interessenlagen unter 
einem Dach vereinen: die des UNO-Sicherheitsrates, die 
der Afrikanischen Union und die der sudanesischen Re-
gierung. 

Die sudanesische Regierung hat die Friedensmission 
nur widerwillig auf chinesischen Druck hin akzeptiert 
und tut weiterhin alles, um sie aus dem Land zu drängen. 
Dafür ist die Verweigerung von Visa nur das harmloseste 
Mittel; denn die regierungstreuen Milizen greifen nicht 
nur Zivilisten, sondern auch Blauhelme an. Unter diesen 
Bedingungen müssen die knapp 17 000 Soldaten und Po-
lizisten ein Gebiet von der Größe Frankreichs beschüt-
zen. Zum Vergleich: Im winzigen Kosovo waren es bis 
zu 40 000 gut ausgebildete Soldaten. Dazu kommt, dass 
das Gelände in Darfur bergig ist und kaum ausgebaute 
Straßen vorhanden sind. 

Unter diesen äußerst schwierigen Voraussetzungen hat 
die Friedensmission UNAMID Beachtliches geleistet. 
Zentral gelegene Lager für Binnenvertriebene können 
die Blauhelme sehr wohl schützen. Gerade die 2 400 ru-
andischen Soldaten in der Mission haben oft ihr eigenes 
Leben riskiert, um Zivilisten gegen Angriffe zu verteidi-
gen. Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, UNAMID ret-
tet Menschenleben in Darfur! Wir haben großen Respekt 
vor der schwierigen Aufgabe dieser Männer und Frauen 
in Uniform. Die neun deutschen Soldaten, eine Frau und 
acht Männer, und die vier Landespolizisten leisten unter 
schwierigen Bedingungen sehr gute Arbeit. Dafür herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Lassen Sie uns aber den Blick etwas weiter fassen: Es 
brodelt überall am Großen Horn von Afrika: In Somalia 
und im Südsudan – wir haben es eben gehört – herrschen 
bewaffnete Konflikte. Es gibt den Konflikt zwischen 
Äthiopien und Eritrea. Und der Krieg im Jemen ist nur 
30 Kilometer von Dschibuti und Eritrea entfernt. 

Die Golfmonarchien haben die strategische Bedeu-
tung des Horns von Afrika erkannt. Ja, sie nutzen Eritrea 
als Militärbasis in ihrem Kampf gegen die Huthi-Rebel-
len im Jemen. 

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Und da-
für kriegen sie Waffen aus Deutschland!)

Wir sollten Eritrea aber nicht Saudi-Arabien und Co. 
überlassen. Was dabei herauskommen kann, kann man an 
Somalia beispielhaft sehen. Der große Einfluss der sau-
disch geprägten wahhabitischen Prediger in Somalia hat 
erst den Boden für al-Schabab bereitet. Auch China ist in 
der Region wirtschaftlich stark aktiv, und Menschenrech-
te spielen dabei sicherlich keine Rolle. 

Vizepräsident Johannes Singhammer
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Die angespannte Situation am Horn von Afrika könnte 
sich weiter verschärfen; denn mittlerweile werden durch 
den Klimawandel noch häufigere und längere Dürrepe-
rioden erwartet. Welchen Sprengstoff das birgt, zeigt 
die gegenwärtige Situation in Äthiopien. Die Unruhen 
in Äthiopien mögen hauptsächlich ethnisch motiviert 
sein – und sie sind absolut zu verurteilen –, aber extre-
me Wasserknappheit und Ernteausfälle verstärken diesen 
Konflikt. Eines, liebe Kolleginnen und Kollegen, muss 
uns klar sein: Die Industrieländer sind vorrangig für den 
Klimawandel verantwortlich. Deswegen tragen wir auch 
eine große Verantwortung, die Folgen dieses Wandels zu 
lindern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Auch beim Kampf gegen den Klimawandel selbst 
dürfen wir nicht zurückstecken, gerade auch deswegen 
nicht, weil Donald Trump nicht nur die internationalen 
Beziehungen, sondern auch das Klima unnötig anheizen 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Da Wassermangel Konflikte verschärft, ist der Kampf ge-
gen den Klimawandel gelebte Krisenprävention. Ja, auch 
die bewaffneten Auseinandersetzungen in Darfur began-
nen als Konflikt zwischen Viehzüchtern und Bauern um 
knapper werdende Wasserressourcen. 

Die Bundesregierung trägt der großen Bedeutung von 
Krisenprävention generell Rechnung. So hat Frank-Walter 
Steinmeier im Auswärtigen Amt die Abteilung S für Kri-
senprävention, Stabilisierung und Konfliktnachsorge ein-
gerichtet. Sein unermüdliches Engagement an vielen Kri-
senherden der Welt verdient unsere volle Unterstützung.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katja 
Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dieses Engagement soll durch die Leitlinien der Bundes-
regierung für Krisenmanagement, Konfliktbewältigung 

und Friedensförderung weiter verstärkt werden. Ja, am 
besten ist es, wenn Konflikte gar nicht erst entstehen. 
Aktive Krisenprävention ist angesagt. Sie ist jede Mühe 
unsererseits wert. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wenn es aber, wie in Darfur, nicht gelingt, den Kon-
flikt im Vorfeld zu entschärfen, dürfen wir doch nicht nur 
zuschauen; denn wir sind nicht nur für das verantwort-
lich, was wir tun, sondern auch für das, was wir nicht tun. 
Nichts tun würde bedeuten, dass wir der sudanesischen 
Regierung und den anderen Konfliktparteien freie Hand 
lassen beim Plündern, Vertreiben und Töten von Zivilis-
ten. Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, brau-
chen wir dort diese Friedensmission. Deswegen müssen 
wir uns daran beteiligen. 

Meine Fraktion stimmt dem Antrag der Bundesregie-
rung zu, weil wir nicht zuschauen, sondern mithelfen 
wollen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Herr Kollege Coße, das war Ihre erste Rede hier im 

Deutschen Bundestag. Im Namen der Kolleginnen und 
Kollegen gratuliere ich Ihnen dazu.

(Beifall)

Zwischenzeitlich liegt das von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über die Beschlussempfehlung zu 
dem Antrag „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der von den Vereinten Natio-
nen geführten Friedensmission in Südsudan (UNMISS)“ 
vor: abgegebene Stimmen 590. Mit Ja haben gestimmt 
530, mit Nein haben gestimmt 59, Enthaltung 1. Die Be-
schlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 590;

davon

ja:	 530

nein:	 59

enthalten:	 1

Ja

CDU/CSU

Stephan Albani
Katrin Albsteiger
Artur Auernhammer
Dorothee Bär
Norbert Barthle

Günter Baumann
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Sybille Benning
Dr. André Berghegger
Dr. Christoph Bergner
Ute Bertram
Peter Beyer
Steffen Bilger
Clemens Binninger
Peter Bleser
Dr. Maria Böhmer
Wolfgang Bosbach
Norbert Brackmann
Klaus Brähmig

Michael Brand
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Cajus Caesar
Gitta Connemann
Alexandra Dinges-Dierig
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Thomas Dörflinger
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Iris Eberl
Jutta Eckenbach

Dr. Bernd Fabritius
Hermann Färber
Uwe Feiler
Dr. Thomas Feist
Enak Ferlemann
Ingrid Fischbach
Dirk Fischer (Hamburg)
Dr. Maria Flachsbarth
Klaus-Peter Flosbach
Thorsten Frei
Dr. Astrid Freudenstein
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Dr. Michael Fuchs
Hans-Joachim Fuchtel

Jürgen Coße
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Alexander Funk
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Cemile Giousouf
Josef Göppel
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Dr. Herlind Gundelach
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Rainer Hajek
Dr. Stephan Harbarth
Jürgen Hardt
Gerda Hasselfeldt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Helmut Heiderich
Mechthild Heil
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Uda Heller
Jörg Hellmuth
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Christian Hirte
Robert Hochbaum
Alexander Hoffmann
Thorsten Hoffmann (Dort-

mund)
Karl Holmeier
Franz-Josef Holzenkamp
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Margaret Horb
Bettina Hornhues
Dr. Mathias Edwin Höschel
Charles M. Huber
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Thomas Jarzombek
Sylvia Jörrißen
Dr. Franz Josef Jung
Andreas Jung

Xaver Jung
Dr. Egon Jüttner
Bartholomäus Kalb
Hans-Werner Kammer
Steffen Kanitz
Alois Karl
Anja Karliczek
Bernhard Kaster
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Jürgen Klimke
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Kordula Kovac
Michael Kretschmer
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Bettina Kudla
Dr. Roy Kühne
Günter Lach
Uwe Lagosky
Dr. Dr. h.c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel
Dr. Norbert Lammert
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Barbara Lanzinger
Dr. Silke Launert
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Philipp Lengsfeld
Dr. Andreas Lenz
Antje Lezius
Ingbert Liebing
Matthias Lietz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Wilfried Lorenz
Dr. Claudia Lücking-Michel
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Thomas Mahlberg
Dr. Thomas de Maizière
Gisela Manderla
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz

Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Reiner Meier
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Maria Michalk
Dr. h.c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Volker Mosblech
Elisabeth Motschmann
Dr. Gerd Müller
Carsten Müller (Braun-

schweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Philipp Murmann
Dr. Andreas Nick
Michaela Noll
Helmut Nowak
Dr. Georg Nüßlein
Julia Obermeier
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Dr. Tim Ostermann
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Martin Pätzold
Ulrich Petzold
Dr. Joachim Pfeiffer
Sibylle Pfeiffer
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Dr. Heinz Riesenhuber
Iris Ripsam
Johannes Röring
Kathrin Rösel
Dr. Norbert Röttgen
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Anita Schäfer (Saalstadt)
Andreas Scheuer
Karl Schiewerling
Jana Schimke
Norbert Schindler
Tankred Schipanski
Gabriele Schmidt (Ühlingen)

Patrick Schnieder
Nadine Schön (St. Wendel)
Dr. Ole Schröder
Dr. Kristina Schröder (Wies-

baden)
Bernhard Schulte-Drüggelte
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Christina Schwarzer
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Bernd Siebert
Thomas Silberhorn
Johannes Singhammer
Tino Sorge
Jens Spahn
Carola Stauche
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Rita Stockhofe
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger
Karin Strenz
Thomas Stritzl
Lena Strothmann
Michael Stübgen
Dr. Sabine Sütterlin-Waack
Dr. Peter Tauber
Antje Tillmann
Astrid Timmermann-Fechter
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Thomas Viesehon
Michael Vietz
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Sven Volmering
Christel Voßbeck-Kayser
Dr. Johann Wadephul
Marco Wanderwitz
Karl-Heinz Wange
Nina Warken
Kai Wegner
Dr. h.c. Albert Weiler
Marcus Weinberg (Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
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Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Karl-Georg Wellmann
Marian Wendt
Waldemar Westermayer
Kai Whittaker
Peter Wichtel
Annette Widmann-Mauz
Heinz Wiese (Ehingen)
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Dagmar G. Wöhrl
Barbara Woltmann
Heinrich Zertik
Dr. Matthias Zimmer
Gudrun Zollner

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Rainer Arnold
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Bettina Bähr-Losse
Heinz-Joachim Barchmann
Dr. Katarina Barley
Doris Barnett
Klaus Barthel
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Uwe Beckmeyer
Lothar Binding (Heidelberg)
Burkhard Blienert
Willi Brase
Dr. Karl-Heinz Brunner
Dr. h.c. Edelgard Bulmahn
Marco Bülow
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Petra Crone
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Sabine Dittmar
Martin Dörmann
Elvira Drobinski-Weiß
Siegmund Ehrmann
Michaela Engelmeier
Dr. h.c. Gernot Erler
Saskia Esken

Karin Evers-Meyer
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Elke Ferner
Christian Flisek
Gabriele Fograscher
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Sigmar Gabriel
Michael Gerdes
Martin Gerster
Iris Gleicke
Angelika Glöckner
Ulrike Gottschalck
Kerstin Griese
Gabriele Groneberg
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Ulrich Hampel
Sebastian Hartmann
Michael Hartmann (Wa-

ckernheim)
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Marcus Held
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Heidtrud Henn
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Christina Jantz-Herrmann
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Marina Kermer
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Birgit Kömpel
Anette Kramme
Dr. Hans-Ulrich Krüger
Helga Kühn-Mengel

Christine Lambrecht
Christian Lange (Backnang)
Dr. Karl Lauterbach
Steffen-Claudio Lemme
Burkhard Lischka
Gabriele Lösekrug-Möller
Hiltrud Lotze
Kirsten Lühmann
Dr. Birgit Malecha-Nissen
Caren Marks
Katja Mast
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Bettina Müller
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Thomas Oppermann
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Markus Paschke
Jeannine Pflugradt
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Joachim Poß
Florian Post
Achim Post (Minden)
Dr. Wilhelm Priesmeier
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Dr. Simone Raatz
Martin Rabanus
Mechthild Rawert
Stefan Rebmann
Gerold Reichenbach
Dr. Carola Reimann
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Petra Rode-Bosse
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Michael Roth (Heringen)
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Annette Sawade
Dr. Hans-Joachim 

Schabedoth
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer

Marianne Schieder
Udo Schiefner
Dr. Dorothee Schlegel
Ulla Schmidt (Aachen)
Matthias Schmidt (Berlin)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Elfi Scho-Antwerpes
Ursula Schulte
Swen Schulz (Spandau)
Ewald Schurer
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Norbert Spinrath
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Steffen
Dr. Frank-Walter Steinmeier
Christoph Strässer
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Dr. Karin Thissen
Franz Thönnes
Carsten Träger
Rüdiger Veit
Ute Vogt
Dirk Vöpel
Bernd Westphal
Andrea Wicklein
Dirk Wiese
Waltraud Wolff (Wol-

mirstedt)
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Manfred Zöllmer

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Annalena Baerbock
Marieluise Beck (Bremen)
Volker Beck (Köln)
Dr. Franziska Brantner
Katja Dörner
Katharina Dröge
Harald Ebner
Dr. Thomas Gambke
Matthias Gastel
Kai Gehring
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Katrin Göring-Eckardt
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Anton Hofreiter
Bärbel Höhn
Dieter Janecek
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Tom Koenigs
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Markus Kurth
Monika Lazar
Steffi Lemke
Nicole Maisch
Peter Meiwald
Irene Mihalic
Beate Müller-Gemmeke
Özcan Mutlu
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Friedrich Ostendorff
Cem Özdemir
Lisa Paus
Brigitte Pothmer

Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Corinna Rüffer
Manuel Sarrazin
Ulle Schauws
Dr. Gerhard Schick
Dr. Frithjof Schmidt
Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann-

Kuhn
Hans-Christian Ströbele
Dr. Harald Terpe
Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Doris Wagner
Dr. Valerie Wilms

Nein

SPD

Christian Petry

DIE LINKE

Jan van Aken
Dr. Dietmar Bartsch
Herbert Behrens
Karin Binder
Matthias W. Birkwald

Heidrun Bluhm
Christine Buchholz
Eva Bulling-Schröter
Roland Claus
Sevim Dağdelen
Dr. Diether Dehm
Klaus Ernst
Wolfgang Gehrcke
Nicole Gohlke
Annette Groth
Dr. André Hahn
Heike Hänsel
Dr. Rosemarie Hein
Inge Höger
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Susanna Karawanskij
Kerstin Kassner
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Katrin Kunert
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Birgit Menz

Cornelia Möhring
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Dr. Alexander S. Neu
Thomas Nord
Petra Pau
Harald Petzold (Havelland)
Richard Pitterle
Martina Renner
Dr. Petra Sitte
Kersten Steinke
Dr. Kirsten Tackmann
Azize Tank
Frank Tempel
Dr. Axel Troost
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Katrin Werner
Birgit Wöllert
Jörn Wunderlich
Hubertus Zdebel
Pia Zimmermann
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

Enthalten

SPD

Dr. Ute Finckh-Krämer

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir fahren jetzt fort in der Aussprache zum Tagesord-
nungspunkt 6. Ich erteile das Wort der Kollegin Christine 
Buchholz für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit 2003 

herrscht Krieg in Darfur im Westen Sudans. Präsident 
Umar al-Baschir versucht mit allen Mitteln, Kontrolle 
über die Provinz zu erlangen und Widerstand zu unter-
drücken. Laut UN sind dort 2,5 Millionen Menschen auf 
der Flucht. 

Im letzten Jahr sind noch einmal 200 000 Menschen 
dazugekommen, die vor den Angriffen der sudanesischen 
Armee aus den in Darfur gelegenen Marra-Bergen flohen. 
Die Armee hat dabei laut Amnesty International Giftgas 
eingesetzt. Über 200 Menschen starben. Amnesty beruft 
sich auf Telefonate mit 56 Überlebenden und dokumen-
tiert 32 Fälle, in denen die sudanesische Armee drei ver-
schiedene chemische Waffen eingesetzt haben soll. 

Die Bundesregierung sagt, diese Vorwürfe von 
Amnesty seien nicht plausibel. Ich finde es schon auffäl-
lig, dass die Bundesregierung dazu, auch auf Nachfragen 
im Verteidigungsausschuss, nichts sagen kann oder will. 
Mein Eindruck ist: Hinter diesem Schweigen steckt eine 
Verschiebung der Prioritäten Ihrer Sudan-Politik. 

Unter deutscher Führung hat die EU im März dieses 
Jahres ein 40 Millionen Euro teures Programm beschlos-
sen, in dessen Rahmen unter anderem sudanesische 
Grenztruppen ausgebildet werden sollen, um Flüchtlinge 
auf dem Weg nach Europa aufzuhalten. Wir erinnern uns: 
Als vor Jahren der Einsatz der Bundeswehr in Darfur ge-
rechtfertigt wurde, da brandmarkte die Bundesregierung 
den sudanesischen Präsidenten Baschir noch als einen 
Kriegsverbrecher – zu Recht. Doch wenn es um Flücht-
lingsabwehr geht, strebt die Bundesregierung plötzlich 
eine Zusammenarbeit mit ihm an. Das, meine Damen 
und Herren, ist ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Schon wieder!)

Auch heute, so scheint es mir, geht es tatsächlich wie-
der um etwas anderes als um das, was Sie proklamieren. 
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Der Einsatz in Darfur ist nur ein weiterer Baustein auf 
dem Weg, die Bundeswehr zu einer Armee im internatio-
nalen Dauereinsatz zu machen. Es geht darum, deutschen 
Wirtschaftsinteressen auf der internationalen Bühne Gel-
tung zu verschaffen. Und das lehnen wir ab.

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: „Skandal“!)

Die sudanesische Bevölkerung braucht keine deut-
schen Soldaten, sie braucht auch kein UNAMID, um für 
ihre Rechte zu kämpfen. Im November hat ein großes 
Bündnis von Oppositionellen einen beeindruckenden 
Dreitagestreik organisiert, um gegen massive Preisstei-
gerungen bei Benzin und Grundnahrungsmitteln zu pro-
testieren. Weite Teile der Hauptstadt Khartoum wurden 
lahmgelegt. Die Opposition schlägt gleichzeitig die Brü-
cke zu den Menschen, die vom Regime in Darfur unter-
drückt werden. Der Aktivist und Filmemacher Ahmed 
Mahmoud sagte dazu:

Die Regierung findet genug Geld, um den Krieg 
gegen das Volk der Nuba zu finanzieren, gegen das 
Volk in Darfur. Sie bombardieren sie fast jeden Tag. 
Wo kommt das Geld her? Wo kommen die absurd 
hohen Gehälter der Abgeordneten im Parlament, wo 
kommt das Geld für die Armee und für den Geheim-
dienst her? Diese Ressourcen werden im Grunde 
Tag für Tag dem Volk gestohlen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Volker Kauder [CDU/CSU]: „Skandal“!)

Mahmoud kündigte an: Der Protest wird weitergehen.

Das ist die Hoffnung für die Menschen im Sudan  – 
nicht die UN-Militärmission, die seit neun Jahren andau-
ert, keinen Frieden gebracht hat und pro Jahr fast 1 Mil-
liarde Euro verschlingt, und auch nicht die Stabsoffiziere 
der Bundeswehr, die die Bundesregierung nach Darfur 
entsendet.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Für die CDU/CSU spricht jetzt der Kollege Volker 

Mosblech.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Mosblech (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Konflikt in der 
Region Darfur bleibt auch nach jahrelangen Friedensbe-
mühungen eine humanitäre Tragödie und ein Brennpunkt 
auf dem afrikanischen Kontinent. Entführungen, Morde, 
Vergewaltigungen und Hungersnöte sind Alltag für viele 
Menschen in der westlichen Region des Sudan. 

Der innerstaatliche und innerethnische Konflikt hat 
unermessliches Leid über die Völker gebracht und wird 
auch zukünftig die prekäre Lage von Millionen von 
Menschen verschärfen. Die Rede ist von 2,6 Millionen 
Binnenvertriebenen, von über 5,8 Millionen Menschen, 
die allein in Darfur auf humanitäre Hilfe angewiesen 

sind, und von 2 Millionen Kindern unter fünf Jahren, die 
akut unterernährt sind. Ein Ende ist in diesem tragischen 
Konflikt leider nicht in Sicht. Einzelne Konfliktparteien 
stellen sich quer, Feuerpausen werden nicht mitgetragen, 
und Friedensgespräche werden boykottiert. 

Man könnte angesichts dieser Tragik die Hoffnung in 
das Land und die dortigen Entwicklungen verlieren. Für 
uns ist das leicht gesagt; doch die Menschen vor Ort ha-
ben keine andere Wahl als Hoffnung: Hoffnung auf eine 
bessere Zukunft, Hoffnung auf ein Leben in Frieden, 
Hoffnung, dass das Leid ein Ende hat. Wie können wir 
zusammen mit unseren internationalen Partnern diesem 
Wunsch Rechnung tragen?

Für außenstehende Betrachter sind die Entwicklungen 
im Sudan schwer verständlich, da sich hier ein hoch-
komplexes Spannungsfeld zwischen Ethnien, Milizen 
und politischen Akteuren auftut. Speziell in Darfur wird 
Politik zu oft mit der Waffe in der Hand gemacht, und 
zu oft ist letztendlich die unschuldige Bevölkerung das 
leidtragende Opfer in dem Ganzen.

Die Gewalt richtet sich aber auch gegen die inter-
nationalen Hilfskräfte, wie die Entführungen von Ent-
wicklungshelfern und die Angriffe gegen Personal der 
Vereinten Nationen immer wieder zeigen. Ein internati-
onal begleiteter Friedensprozess kann angesichts dieser 
explosiven Gemengelange nur erfolgreich sein, wenn er 
robust abgesichert und militärisch unterstützt wird. Hier 
nehmen die Soldatinnen und Soldaten von UNAMID 
eine unverzichtbare Rolle zur Verbesserung der Sicher-
heitslage und somit zur Begleitung des Friedensprozes-
ses in Darfur wahr.

UNAMID ist nicht Teil des Konfliktes, sondern Teil 
seiner Lösung. Die hybride Truppe der UN und der AU 
hat einen ordnenden Charakter und bringt eine gewisse 
Stabilität in das vorherrschende Chaos. Sie ist nötig, um 
den Menschen Hoffnung zu geben. Sie ist nötig, um den 
Schutz der Bevölkerung und den Schutz der internati-
onalen Helfer zu gewährleisten, damit mittel- bis lang-
fristig eine Basis für fruchtbare Friedensverhandlungen 
geschaffen werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jedem in diesem Haus ist bewusst, dass militärische 
Mittel allein diesen Konflikt nicht lösen können. Diesem 
Faktor begegnen wir daher mit einem stärker vernetzten 
Ansatz aus militärischen, polizeilichen und zivilen Kom-
ponenten. Deutschland beteiligt sich neben dem Beitrag 
für UNAMID aktiv in Mediation und Rechtsstaatsbera-
tung sowie finanziell im Jahr 2016 mit insgesamt 27 Mil-
lionen Euro für humanitäre Hilfe und Entwicklungszu-
sammenarbeit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit unserem 
anhaltenden Engagement im Sudan senden wir ein deut-
liches Zeichen der Hilfsbereitschaft und Verlässlichkeit 
deutscher Außenpolitik. Wer Frieden für Darfur möchte, 
muss auch bereit sein, die Konsequenzen, die mit dieser 
Forderung einhergehen, zu tragen. Ideologische Graben-
kämpfe auf dem Rücken unserer Soldatinnen und Sol-
daten helfen niemandem, insbesondere nicht denjenigen, 

Christine Buchholz



Deutscher Bundestag – 18 . Wahlperiode – 209 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 15 . Dezember 2016 20863

(A) (C)

(B) (D)

deren Leben vom Schutz durch die UNAMID-Soldaten 
abhängt.

Die CDU/CSU-Fraktion trägt diese Verantwor-
tung und spricht sich für eine Verlängerung des 
UNAMID-Mandates aus. Es ist wichtig, dass wir hier 
im Deutschen Bundestag ein Signal der Geschlossenheit 
senden und mit einer breiten Mehrheit die Bundeswehr 
beauftragten, auch weiterhin Bestandteil von UNAMID 
zu bleiben. Mit der Verabschiedung des heutigen Man-
dats können 50 Soldatinnen und Soldaten für Führungs- 
und Verbindungsaufgaben sowie Beratungs- und Unter-
stützungsaufgaben eingesetzt werden.

Als einziger europäischer Staat werden wir uns auch 
weiterhin verlässlich an der hybriden Mission der AU 
und der UN beteiligen und den Friedensprozess von Dar-
fur begleiten. Deutschland unterstützt die Mission mit 
derzeit acht Soldatinnen und Soldaten sowie drei Polizis-
ten. Ihnen und all denjenigen, die im Auslandseinsatz für 
Deutschland waren und sind, möchte ich heute meinen 
allerherzlichsten Dank übermitteln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Sie können sich sicher sein, dass der überwiegende 
Teil dieses Hohen Hauses Ihren Einsatz für unser Land 
schätzt und stolz auf Sie ist. 

Allen Männern und Frauen der Bundeswehr im In- 
und Ausland wünsche ich ein frohes, besinnliches Weih-
nachtsfest und ein gutes neues Jahr wie auch Ihnen, mei-
nen lieben Kolleginnen und Kollegen, den Damen und 
Herren auf den Emporen und natürlich auch allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern dieses Hauses.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Frithjof Schmidt, 

Bündnis 90/Die Grünen.

Dr.  Frithjof Schmidt (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit über 13 Jahren steht der Krieg in Darfur 
auch für Verbrechen wie Mord, Vergewaltigung und eth-
nische Säuberungen. Einer der Hauptverantwortlichen 
für den Krieg und für diese Verbrechen ist der sudanesi-
sche Präsident al-Baschir. Es ist ein politischer Skandal, 
dass er sich bis heute dem internationalen Haftbefehl ge-
gen ihn entziehen konnte. Die Wirkung dieser Straffrei-
heit ist verheerend.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Jetzt hat der schmutzige Krieg in Darfur einen weite-
ren Tiefpunkt erreicht. Die Berichte von Amnesty Inter-
national über einen Giftgaseinsatz in Darfur sind scho-

ckierend. Die Bundesregierung bezieht dazu nur sehr 
einsilbig Stellung. Das hat in meiner Fraktion große Ver-
wunderung ausgelöst. Wenn Sie Zweifel an den Amnes-
ty-Berichten haben, dann hätten Sie sich doch zumindest 
für eine Aufklärung der Ereignisse einsetzen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Notwendig wäre eine umfassende Untersuchung durch 
die Organisation für das Verbot chemischer Waffen. Die 
Bundesregierung tut aber bisher gar nichts, um eine sol-
che Untersuchung anzustoßen. Das ist nicht in Ordnung, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Der Friedensprozess für Darfur hat bisher kaum Fort-
schritte gemacht. Aber jetzt gibt es kleine Ansätze für 
eine positive Entwicklung: Im Oktober dieses Jahres 
haben die sudanesische Regierung und zwei Rebellen-
gruppen einen Waffenstillstand geschlossen. Es gibt eine 
unterzeichnete Roadmap für neue Friedensverhandlun-
gen.  – Das ist ein Hoffnungsschimmer für die Region. 
Die Bundesregierung sollte diesen Prozess intensiv be-
gleiten und energisch unterstützen. Es muss auch inter-
national diplomatischer Druck für den Fortgang des Frie-
densprozesses aufgebaut werden. 

Doch anstatt das jetzt wirkungsvoll zu tun, plant die 
Bundesregierung seit kurzem eine sogenannte Koopera-
tion mit der sudanesischen Regierung in Flüchtlingsfra-
gen. Khartoum soll Geld und Sicherheitstechnik erhalten, 
um Flüchtlinge auf dem Weg nach Europa aufzuhalten. 
Was ist das für ein politisches Signal in dieser Situation? 
Diese Kooperation wäre doch fast wie eine Einladung an 
al-Baschir, mit seiner menschenverachtenden Politik ein-
fach weiterzumachen. Er bleibt ja nicht nur ungestraft; 
er wird durch diese Politik als Partner wieder hoffähig 
gemacht. Das kann doch nicht Ihr Ernst sein, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Stoppen Sie diese unseligen Pläne!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Trotz vieler Rückschläge hat UNAMID in den ver-
gangenen Jahren eine sehr wichtige Arbeit geleistet. Die 
Mission hat die Versorgung vieler Menschen mit dem 
Nötigsten sichergestellt, Hunderttausenden Schutz ge-
boten und wenigstens teilweise Stabilität in der Region 
hergestellt. Eine Schwächung oder gar Beendigung der 
Mission hätte katastrophale Folgen für die Menschen vor 
Ort. Das wäre übrigens auch ein politischer Sieg der ver-
brecherischen Politik der Machthaber in Khartoum. Das 
darf auf gar keinen Fall passieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Für uns Grüne bleibt UNAMID ein zentraler Faktor 
der Nothilfe für die Menschen in Darfur und auch zur 
Stabilisierung der gesamten Region. Deshalb werden wir 
diesem Mandat auch diesmal zustimmen.

Volker Mosblech
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Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Zum Abschluss dieser Aussprache hat der Kollege 

Dr. Bernd Fabritius für die CDU/CSU das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Bernd Fabritius (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Der Konflikt in der Region Darfur geht in sein 
14.  Jahr. Zwischenzeitlichen Beruhigungsphasen folgte 
immer wieder ein Aufflammen der Kämpfe. Zuletzt kam 
es im Frühjahr  2016 erneut zu intensiven Kampfhand-
lungen mit allen negativen Begleiterscheinungen. Ohne 
die UNAMID-Mission bliebe allerdings die Bevölkerung 
ohne Schutz vor Gewalt, Verfolgung und Verbrechen. 
Dass wir heute den deutschen Beitrag zu dieser Mission 
verlängern, halte ich deshalb für unsere Pflicht. 

Die anhaltend schlechte Lage der Menschenrech-
te und die katastrophale humanitäre Lage, die heute zu 
Recht bereits betont wurde, unter der Millionen Men-
schen, insbesondere Kinder und Frauen, leiden, machen 
die UNAMID-Mission umso wichtiger. Dass man da-
bei, Herr Kollege Dr. Schmidt, gezwungenermaßen und 
punktuell auch mit einer Regierung interagieren muss, 
die diese Lage mitverantwortet und die zu Recht scharf 
kritisiert wird, ist doch kein Grund, die Mission an sich 
infrage zu stellen. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das hat er ja nicht gesagt!)

– Es ist richtig, er hat das nicht gesagt. Ich verlagere nur 
die Betonung. Wir besprechen das nachher, Frau Kolle-
gin. 

UNAMID steht jedenfalls – und dem wird nicht wi-
dersprochen werden können – aufseiten der Zivilbevöl-
kerung. Sie richtet Schutzzonen ein und sichert diese. 
UNAMID erleichtert die Leistung humanitärer Hilfe, 
die ebenfalls der Zivilbevölkerung zugutekommt. Wir 
mögen in diesem Haus unterschiedliche Auffassungen 
zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr im Allgemeinen 
haben. Der humanitäre und protektive Charakter der 
UNAMID-Mission, über die wir heute sprechen, sollte 
allerdings, liebe Frau Kollegin Buchholz, diese Differen-
zen ausräumen. Die blauen Helme der UNAMID-Sol-
daten bedeuten für die sudanesische Zivilbevölkerung 
Schutz und Unterstützung. Deswegen sollte der Deutsche 
Bundestag sich heute geschlossen hinter diesen Einsatz 
stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Aktuell zeichnen sich wieder hoffnungsvolle Signale 
für einen Frieden im Sudan und in der Region Darfur ab. 
Im März hat die Afrikanische Union mit der sudanesi-
schen Regierung eine Roadmap verhandelt, welche zu 

einem Ende der Kampfhandlungen, zur Schaffung von 
Zugängen für humanitäre Hilfe und zu einer erneuten 
Annäherung der Konfliktparteien führen soll. Im Au-
gust wurde die Roadmap auch von Teilen der Opposi-
tionsgruppen unterzeichnet. Es wäre natürlich naiv, zu 
glauben, dass damit nun ein Frieden in greifbare Nähe 
gerückt wäre. Ein wenig Optimismus darf und muss aber 
gerade auch im Interesse der sudanesischen Bevölkerung 
erlaubt sein. 

Die humanitäre Hilfe und der Schutz, der durch 
UNAMID ermöglicht wird, verschaffen Erleichterung 
und geben Hoffnung. Wenn wir nicht optimistisch auf die 
kleinen Fortschritte blicken würden, die auch durch die 
UNAMID-Mission zustande kommen, dann würden wir 
den persönlichen Einsatz unserer Soldatinnen und Solda-
ten, der Polizisten und zivilen Experten vor Ort kleinre-
den. Und das wäre nicht angemessen.

Erst Anfang November wurden erneut Waffenstill-
stände durch die Regierung sowie zwei Oppositionspar-
teien verkündet. Es sind die Phasen der relativen Ruhe, 
in denen die UNAMID-Mission ihrem Auftrag zu – ich 
zitiere  – „Vermittlungsbemühungen in Konflikten zwi-
schen Bevölkerungsgruppen, einschließlich Maßnah-
men zur Bekämpfung ihrer tieferen Ursachen“, verstärkt 
nachkommen kann. Solche Maßnahmen, meine Damen 
und Herren, sind es, die zu einem dauerhaften Frieden 
führen können. Wir begrüßen deshalb die Bemühungen 
eines nationalen Dialoges der sudanesischen Regie-
rung, auch wenn dieser durch das Fernbleiben relevanter 
Volksgruppen und Oppositionskräfte bisher nur geringe 
Wirkung entfaltet. 

Meine Damen und Herren, es ist ein grauenhafter 
Konflikt, über den wir heute sprechen: 300 000 Tote und 
Millionen Binnenvertriebene. Ich stimme zu, dieser Kon-
flikt ist nur politisch zu lösen. Für dieses Ziel wird auch 
die UNAMID-Mission als Teil eines umfassenden Bei-
trags der Bundesrepublik Deutschland zur Beendigung 
des Konflikts gebraucht. Der Beitrag umfasst neben der 
Beteiligung an UNAMID die Hilfe der Max-Planck-Stif-
tung für Internationalen Frieden und Rechtsstaatlichkeit 
durch Verfassungsberatung und Demokratieförderung 
sowie die Unterstützung des Auswärtigen Amtes bei der 
regionalen Rüstungskontrolle zur besseren Überwachung 
der Waffenbestände. 

Wir tun – zusammenfassend – viel Gutes, und dafür 
bitte ich um Ihre Unterstützung. Den Soldatinnen und 
Soldaten, die weltweit die heute geschilderten Ziele 
verfolgen, danke ich ganz herzlich. Ich wünsche ihnen 
und ihren Familien frohe Weihnachten, genau wie Ihnen, 
meine Damen und Herren Kollegen im Bundestag.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der Abg. Claudia Roth 
[Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Damit schließe ich die Aussprache.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu 

Dr. Frithjof Schmidt


